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KOSTENLOSE KITAS UND KRIPPEN

EIN GROSSER WURF FÜR DIE KLEINEN
Lebhafte Debatten über die Ab-
schaffung der Kita-Gebühren präg-
ten die Landtags-
woche. Gerhard 
Merz stellte den 
SPD-Gesetzent-
wurf vor - „das 
Original“. Er sag-
te: „Das von der 
SPD vorgelegte Chancen-Gesetz 
ist ein großer Wurf. Unser erstes 
Ziel: Wir wollen die vollständige 
Beitragsfreiheit bis 2019 unabhän-
gig von Alter und Betreuungszeit 
der Kinder.“ Der schwarz-grüne 
Entwurf bedeute hingegen, dass 
Zehntausende Eltern auch weiter-
hin Gebühren zahlen müssten, zum 
Beispiel für alle Krippen- und Hort-
plätze und für Ganztagsbetreuung. 
Zweites Ziel der SPD-Initaitive ist 
die   grundlegende Verbesserung 
der Personalsituation in Kinderta-
gesstätten, was zentrale Vorausset- FO
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GEBÜHRENFREIHEIT 
IN DIE VERFASSUNG
Für die hessische SPD ist gebühren-
freie Bildung ein zentraler Punkt für 
Chancengleichheit. Deshalb soll sie 
auch in der hessischen Verfassung 
verankert werden.  Thorsten Schä-
fer-Gümbel sagte dazu: „Ziel ist ein  
ausdrückliches Recht auf kosten-
freie Bildung. Wir wollen garantie-
ren, dass der Besuch von Krippen 
und Kitas, von Schulen und Hoch-
schulen  gebührenfrei ist.“

(Mehr zur Verfassungsdebatte  sie-
he letzte Seite)

zung für die Verbesserung der Qua-
lität in den Einrichtungen ist. So 
sollen in drei Schritten bis zum Jahr 
2022 Aufschläge von je 20 Prozent 
für mittelbare pädagogische Zeiten 
und für Ausfallzeiten sowie eine 
gesetzliche Regelung für Freistel-
lungen von Kita-Leitungen ein-
geführt werden. „Dies  sind 
dringende  Maßnahmen, die 
sich in den hastig nachge-
schobenen Vorschlägen von 
Schwarz-Grün entweder gar 
nicht  oder vollkommen 
unzureichend fin-
den.“ Drittes Ziel 
sei die Ent-
lastung der 
Kommunen. 
„Derzei t 
t r ä g t 
d a s 
L a n d 
n i c h t 

einmal 20 Prozent der Betriebs-
kosten. Das ist eindeutig zu wenig 
und es wird angesichts steigender 
Kosten auch zukünftig nicht ausrei-
chen. Wir stehen für eine verläss-
liche, ausreichende und zukunftssi-

chere gemeinsame Finanzierung 
der frühkindlichen Bildung 

durch Land und Kom-
munen. Das Land soll 
zwei Drittel der Be-
triebskosten überneh-
men.“ Viertes Ziel sei, 
so Merz, die Entlastung 

von Kommunen und 
freien Trägern von 

der überborden-
den Bürokra-
tie des der-

zeitigen 
KiFöG-
Systems.
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Der Hessische Landtag hat ei-
nen Gesetzentwurf von CDU und 
Grünen zur Abschiebehaft be-
schlossen, leider ohne wichtige 
Änderungen im Hinblick auf eine 
humanitäre Ausgestaltung zu be-
rücksichtigen. Nancy Faeser warb 
für Vorschläge der SPD. „Abschie-
bungshaft ist eben keine Strafhaft. 
Die Persönlichkeitsrechte und 
die Würde der Untergebrachten 
müssen gewahrt werden und den 
schädlichen Folgen des Freiheits-
entzugs ist entgegenzuwirken.“ 
Die SPD habe vorgeschlagen, dass 

Minderjährige, Schwangere und 
Mütter im Mutterschutz nicht in 
Abschiebehaft genommen werden 
dürfen. Viele andere Bundesländer 
hätten in Erlassen geregelt, dass 
solche besonders schutzbedürftige 
Personen nicht inhaftiert werden 
dürften. „Wir fordern die schwarz-
grüne Landesregierung auf, wenn 
die Koalition schon unseren Än-
derungsantrag abgelehnt hat, hier 
eine Regelung zu treffen, die si-
cherstellt, dass diese Personen 
nicht in Abschiebungshaft genom-
men werden können.“

HUMANITÄRE AUSGESTALTUNG
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GENERALDEBATTE ZUM HAUSHALT 2018/2019

NEUER HESSENPLAN STATT WEITER FLICKWERK
Zur zweiten Lesung des 
Landeshaushalts findet 
traditionell eine  landes-
politische Generaldebatte  
statt. Thorsten Schäfer-
Gümbel zog eine ernüch-
ternde Bilanz der Arbeit 
von Schwarz-Grün. Nach 
18 Jahren im Amt sei die 
CDU-geführte Landes-
regierung ohne Ideen für 
die Zukunftsaufgaben.
Am Beispiel der Bil-
dungspolitik machte 
Schäfer-Gümbel exemp-
larisch deutlich, wie die 
Landesregierung sich in Flickwerk 
verliere. An Ministerpräsident Vol-
ker Bouffier gerichtet sagte der 
SPD-Fraktionsvorsitzende: „Sie 
doktern seit 18 Jahren an unseren 
Schulen herum, ohne dass sich 
dadurch etwas an dem Zusam-
menhang zwischen der sozialen 
Herkunft von Kindern und deren 
Bildungserfolg geändert hat. Der 
Ganztagsschulausbau findet nicht 
statt. Sie legen ein Kita-Konzept 

vor, das angeblich die Eltern ent-
lastet, tatsächlich aber die Kosten 
der Kinderbetreuung nur auf die 
Kommunen verlagert.“
Auch bei der Verkehrspolitik und 
bei der Infrastruktur sei Hessen 
durch die CDU-geführten Landes-
regierungen der vergangenen 18 
Jahre in der Sackgasse gelandet, so 
Schäfer-Gümbel. Nur ein Ausbau 
der Bahnlinien und der Straßen 
könne dem Bevölkerungswachs-

tum in Ballungsgebieten 
gerecht werden. „Die 
täglichen Staus und das 
Gedränge in überfüllten 
Pendlerzügen verdanken 
die Menschen in Hessen 
der CDU.“
Die Probleme würden 
durch den drängenden 
Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum verschärft, 
„Das Motto muss sein: 
Bauen, bauen, bauen!“ 
Schäfer-Gümbel forderte 
eine Verdoppelung der 
Mittel für den öffentlich 

geförderten Wohnungsbau. Der 
eigenen Forderung nach einer ver-
billigten Abgabe von Grundstü-
cken für den Wohnungsbau werde 
das Land nicht gerecht. „Bei der 
Veräußerung des alten Frankfur-
ter Polizeipräsidiums verhält sich 
Hessen Finanzminister wie ein Im-
mobilienspekulant.“
Hessen brauche einen Aufbruch  
mit neuen Ideen - dafür stehe der 
Hessenplan der SPD. 

HART INS GERICHT GING THORSTEN SCHÄFER-GÜMBEL MIT DER PERSPEK-
TIVLOSEN POLITIK VON MINISTERPRÄSIDENT VOLKER BOUFFIER.
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GENUG ZEIT ZUM LESEN IST EIN WICHTIGER 
FAKTOR FÜR DEN LERNERFOLG AN GRUND-
SCHULEN. 

Die aktuelle Internationale Grund-
schul-Leseunter-
suchung (IGLU) 
hat ergeben, dass 
sich die Lese-
leistungen der 
Viertklässler in 
Deutschland seit 
2001 kaum verändert haben und 
erneut nur im internationalen 
Mittelfeld liegen. Darüber hinaus 
haben die sozial bedingten Leis-
tungsunterschiede zugenommen.
„Das ist eine besorgniserregende 

BILDUNGSGERECHTIGKEIT DURCH 
MEHR GANZTAGSCHULEN

Entwicklung“, sagte dazu Chris-
toph Degen. Jedes fünfte Kind 
verlasse die Grundschule, ohne 
richtig lesen zu können. Die zen-
trale Forderung der Studie laute: 
Gebt den Kindern ausreichend Zeit 
zum Lesen. Denn während Schüle-
rinnen und Schüler in Deutschland 
87 Stunden pro Jahr speziell mit 
Leseunterricht und Leseaktivitäten 
verbringen, liege der internatio-
nale Mittelwert bei 156 Stunden. 
Ein wesentlicher Grund dafür: In 
anderen Ländern endet die Grund-

schule nicht mittags, sondern es 
gibt echte Ganztagsschulen. „Ein 
wesentlicher Baustein zum Abbau 
von Chancenungleichheit ist des-
halb der flächendeckende Ausbau 
echter Ganztagsschulen.“
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STROHFEUER 
IM WAHLJAHR

„Dieser schwarz-
grüne Doppelhaus-
halt ist Muster-
beispiel für einen 
Wahlkampfhaushalt ohne nachhal-
tige Wirkung“, kritisiert Marius 
Weiß den Etat des Finanzminis-
ters. „Zum Beispiel blitzen zahl-
reiche Projekte für den ländlichen 
Raum als Strohfeuer im Wahljahr 
2018 kurz auf und werden direkt 
nach der Wahl im Haushaltsjahr 
2019 wieder auf Sparflamme he-
runter gedreht. Der Finanzminis-
ter  lässt Flocken über das Land 
rieseln. Das sieht schön aus, aber 
schon am nächsten Tag ist alles 
wieder weggetaut und versickert.“

MARODE 
STRASSEN

„Nach 18 Jahren 
CDU-Regierung ist 
die Verkehrsinfra-
struktur in Hessen 
auf den Hund gekommen“, be-
mängelt Tobias Eckert. „Marode 
Straßen, fehlende Infrastrukturpro-
jekte, volle Züge und S-Bahnen 

„Neue Stellen stehen vor allem 
auf dem Papier, weil die Landes-
regierung versäumt hat, rechtzeitig 
Lehrkräfte auszubilden. Der Stel-
lenaufwuchs ist Beruhigungspille 
für überlastete Lehrkräfte, die in 
Hessen am Limit arbeiten müssen. 
Um mehr Bildungsgerechtigkeit 
zu schaffen, muss mehr in echte 
Ganztagsschulen, in Schulsozi-
alarbeit und  in Aus- und Fortbil-
dung investiert werden.“

STELLENABBAU 
BELASTET

Bereits im Rahmen 
der „Operation düs-
tere Zukunft“ er-
folgte ab 2003 ein 
massiver Stellenabbau in Höhe 
von über 800 Stellen in der hessi-
schen Justiz, kritsierte Heike Hof-
mann. Dieser Abbau erhöhte sich 
in den Folgejahren um weitere 350 
bis 450 Stellen. „Jetzt, ein Jahr vor 
der nächsten Landtagswahl, gibt 
es wieder mehr Personal, aber das 
schließt die Lücken nicht. Im All-
gemeinen Vollzugsdienst fehlen 
nach wie vor über 100 Stellen. 17 
hessische Vollzugsanstalten wei-
sen einen erheblichen Sanierungs-
stau aus, das ist auch sicherheits-
relevant. Wir haben zur Stärkung 
des Opferschutzes in Hessen die 
Gründung einer Opferstiftung vor-
geschlagen, um Opfer einer Straf-
tat schnell und unbürokratisch fi-
nanziell beizustehen.“

In jedem Politikfeld das gleiche 
Bild: Schwarz-Grün blendet die 
Probleme aus und stellt keine 
Weichen für die Zukunft. Bei der 
Beratung des Doppelhaushalts 
2018/2019 hagelte es Kritik.

MEHR POLIZEI 
IN DIE FLÄCHE

40 der zusätzlichen 
Polizeistellen wer-
den im Innenminis-
terium geschaffen, 
kritisierte Nancy Faeser: „Dabei 
brauchen wir mehr Indianer auf 
der Straße, nicht noch mehr Häupt-
linge in Wiesbaden.“ Die SPD hat 
beantragt, zusätzlich 200 Polizei-
anwärterinnen und Polizeianwär-
ter einzustellen. „Zudem brauchen 
die hessischen Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte echte Perspek-
tiven bei Beförderungen.“

ARBEITEN 
AM LIMIT

Mindestens 100 
Millionen Euro aus 
dem Kultusetat wer-
den gebunkert, weil 
sie aufgrund des Lehrermangels 
überhaupt nicht ausgegeben wer-
den, kritisiert Christoph Degen. 
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LESUNG DER EINZELPLÄNE

SCHWARZ-GRÜN BLENDET PROBLEME AUS
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Fortsetzung nächste Seite ▶



TRINKWASSER 
GEFÄHRDET

Zu wenig Einsatz 
für den Schutz von 
Trinkwasser wirft 
Angelika Löber 
der Koalition vor. Die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie 
sei unzureichend finanziert. Nach 
wie vor sei auch die Nitratbelas-
tung der Böden viel zu hoch, doch 
seien kaum Projekte geplant,  um 
den Einsatz an Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln zu verringern. 
Die SPD fordere einen Stopp beim 
Stellenabbau bei HessenForst. Die 
nachhaltige Forstwirtschaft müsse 
im Mittelpunkt stehen. 

MITTELMASS 
BEI UNIS

„Die Landesregie-
rung lobt sich für 
Rekorde, die bun-
desweit bestenfalls 
als Mittelmaß durchgehen“, kri-
tisierte Gernot Grumbach den 
Hochschuletat. Bei den Ausgaben 
pro Kopf der Studierenden liege 
das Land auf Platz 12 aller Bun-
desländer. „Zudem werden nicht 
genügend Studierende in Hessen 
ausgebildet, um den Bedarf zu de-
cken.“
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und eine drastische Zunahme der 
Stauzeiten. Dazu existiert eine ka-
puttorganisierte Landesverwaltung 
Hessen Mobil, in der immer weni-
ger Menschen immer mehr leisten 
sollen.“ Die SPD fordere bei der 
Wirtschaftsförderung immer so-
ziale, innovative und nachhaltige 
Kriterien zu berücksichtigen, um 
dem Anspruch auf gute Arbeit zur 
Umsetzung zu verhelfen. „Die so-
genannte ‚Digitale Agenda‘ des 
Wirtschaftsministers ist und bleibt 
ein Sammelsurium unterschiedli-
cher Maßnahmen – ohne grundle-
gendes Konzept.“

SCHWACH BEI 
PFLEGE

Der Sozialetat bietet 
aus Sicht von Ger-
hard Merz „kei-
ne Lösung für die  
Kernfragen in Sachen frühkindli-
che Bildung, bei der Pflege und in 
der gesundheitlichen Versorgung. 
Er wird den Anforderungen an 
Armutsbekämpfung nicht gerecht. 
Die Programme im Bereich Ar-
beitsmarkt und Ausbildung sind 
nicht zielführend, sie sind planlos. 
Die Kommunalisierung sozialer 
Hilfen ist konzeptionslos, wir wer-
den sie abschaffen.“ In der Alten-
pflege gebe die Landesregierung 
keine Antwort auf den Fachkräf-
temangel. Wichtige Aufgaben wie 
die Obdachlosenhilfe oder echte 
Migrationsberatung seien im Sozi-
albudget nicht berücksichtigt.

SCHWARZ-GRÜN BLENDET PROBLEME AUS
▶Fortsetzung von Seite 3

MIT DEM KOPF 
DURCH DIE WAND

Die schwarz-grüne Mehrheit hat das 
hoch umstrittene neue Landtagswahl-
gesetz beschlossen. 
Damit werden die 
Grenzen von 16 Wahl-
kreisen verändert  
- auf der Basis veral-
teter Bevölkerungs-
zahlen und ohne 
ausreichende Be-
gründung. Aus Sicht der SPD-Fraktion 
greift die Koalition damit willkürlich in 
das Wahlrecht ein, kritisierte Günter 
Rudolph.  Offensichtlich beruhe die 
Änderung auf parteitaktischen Über-
legungen. Die SPD-Fraktion behält sich 
eine rechtliche Überprüfung vor.

KEIN FORTSCHRITT 
BEI TRANSPARENZ
Der Datenschutzexperte der SPD-
Fraktion, Rüdiger Holschuh, hat 
den Entwurf der 
s c h w a r z - g r ü n e n 
Koalition für ein 
neues Datenschutz-
gesetz kritisiert. 
„Wer gehofft hatte, 
dass damit endlich 
Transparenz für die Bürgerinnen 
und Bürger hergestellt würde, wer 
wo welche Daten über sie spei-
chert und warum, der sieht sich ge-
täuscht. Der Entwurf hat mit Infor-
mationsfreiheit nicht viel zu tun: Er 
sieht zum Beispiel vor, dass weder 
Gemeinden und Landkreise noch 
Polizei und Verfassungsschutz Aus-
kunft geben müssen. Sowas kommt 
also dabei raus, wenn die Grünen 
ein Gesetz wollen und die CDU 
nicht. Dann gibt es ein Gesetz, das 
eigentlich für niemanden gilt und 
niemandem etwas bringt.“
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BEKENNTNIS ZUM 
FLUGHAFEN KASSEL 

Der verkehrspolitische Sprecher 
Uwe Frankenberger hat von 

Schwarz-Grün ein 
klares Bekenntnis 
zum Flughafen Kas-
sel-Calden gefor-
dert. Während die 
EU dem Flughafen 
bis zum Jahr 2024 

Zeit zur Entwicklung gegeben 
habe, habe die Koalition   verein-
bart, dass er schon 2017 umfassend 
evaluiert werde. „Damit ist bereits 
viel Schaden angerichtet worden, 
denn potentielle Investoren brau-
chen Planungssicherheit.“ Kassel-
Calden sei als Gewerbe- und In-
dustriestandort für luftfahrtaffine 
Betriebe führend unter den Regi-
onalflughäfen. Derzeit befänden 
sich hier 800 Arbeitsplätze sowie 
circa 2200 indirekte und induzierte 
Arbeitsplätze.

Viel Bereitschaft zum Konsens hat 
Norbert Schmitt in der Enquete-
kommission zur 
Verfassungsreform 
erfahren. 15 geplan-
te Änderungen ge-
hen jetzt ins Gesetz-
gebungsverfahren, 
am Ende entschei-
den die Bürgerinnen und Bürger 
voraussichtlich zusammen mit der 
Landtagswahl in einer Volksab-
stimmung. 
„Aus Sicht der SPD ist es ein gro-
ßer Erfolg, dass man gemeinsam 
mit CDU, FDP und Grünen insge-
samt 15 Gesetzentwürfe zur Ände-
rungen der Hessischen Landesver-
fassung eingebracht hat und auch 
die Linke viele diese Änderungen 
mitträgt“, sagte Schmitt. Dazu 
habe man keine „faulen Kompro-
misse“ geschlossen, sondern sau-
bere Übereinkünfte gefunden. 
Schmitt bedauerte allerdings, dass 
es zum Vorschlag der SPD zur kos-

SOZIALER KERN DER 
VERFASSUNG BLEIBT

tenfrei-
en Bil-
d u n g 
u n d 
zur verfas-
sungsrechtlichen Veran-
kerung des Verbots von Studien-
gebühren keinen Konsens gegeben 
habe. Die SPD bleibe an dem The-
ma dran.
„Wichtig war der SPD, dass der 
historische Kern der Hessischen 
Verfassung nicht verändert wird. 
Die Hessische Verfassung, die äl-
teste Länderverfassung nach dem 
Zweiten Weltkrieg, zeichnet sich 
nämlich durch besondere soziale 
Rechte aus und macht deutlich, 
dass die Wirtschaft sich dem Woh-
le der Bürgerinnen und Bürger 
unterzuordnen hat und nicht um-
gekehrt. Mit den geplanten Ände-
rungen wird die Hessische Verfas-
sung also modernisiert, ohne ihren 
besonderen sozialen Charakter zu 
beschneiden“, sagte Schmitt.

Was soll in der Hessischen Verfas-
sung geändert werden? Zu diesen 
Vorschlägen besteht weitgehendes 
Einverständnis über die Fraktions-
grenzen hinweg:
■ Artikel 1: Stärkung der Gleich-
berechtigung von Mann und Frau
■ Artikel 4: Stärkung der Kinder-
rechte
■ Artikel 12a: Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung
■ Artikel 21 und 109: Aufhebung 
der Regelungen zur Todesstrafe
■ Artikel 26: Definition des Beriffs 
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Staatsziele und Einfügung neuer 
Staatsziele: Förderung von Nach-
haltigkeit, Infrastruktur, Schutz 
der Kultur, Ehrenamt und Sport
■ Artikel 64: Bekenntnis zur euro-
päischen Integration
■ Artikel 75: Wählbarkeit zum 
Landtag ab 18 Jahren
■ Artikel 120: Elektronische Ver-
kündung von Gesetzen
■ Artikel 124: Erleichterung von 
Volksbegehren
■ Artikel 144: Stärkung der Unab-
hängigkeit des Rechnungshofs. 

DIE GEPLANTEN 
VERFASSUNGÄNDERUNGEN


